
rungsmaßnahmen durchführen zu lassen. Deswegen haben wir 
sofort 80 Mio M als Starthilfe für freie Bildungsträger zur Verfü
gung gestellt. Wir haben bereits mit mehr als 30 Einrichtungen 
der Bundesrepublik Kontakte. Es sind 5 000 Weiterbildungsmaß
nahmen von den Arbeitsämtern bis jetzt organisiert worden. Es 
ist aber ein Tropfen auf den heißen Stein, wenn wir sehen, was 
uns jetzt ins Haus steht.

Deswegen ist ganz wesentlich: Wir brauchen neue Bildungs
träger. Wir wollen unsere Betriebsakademien und unsere Bil
dungsstätten unbedingt erhalten

(vereinzelt Beifall)

und wollen sie sogar unterstützen durch diese finanzielle Hilfe, 
damit sie diese breite Qualifizierung der Arbeitnehmer weit 
mehr als bisher vornehmen können.

Drittens: Wir müssen nicht nur diese Fortbildung und Um
schulung finanzieren können, sondern auch die sogenannten Ar
beitsbeschaffungsmaßnahmen, d. h. also Maßnahmen, die die 
Kommune organisiert, deren Lohnkosten aber auch weitgehend 
vom Arbeitsamt übernommen werden. Das ist ab 1.7. gesetzlich 
möglich, jetzt im Prinzip nicht. Wir haben aber 3,8 Mio M für Pi
lotprojekte zur Verfügung gestellt. Jeder Arbeitsamtsbereich ist 
gebeten worden, jeweils ein solches Pilotprojekt vor Ort zu reali
sieren.

'—‘ Also die Kommunen könnten jetzt Arbeitsbeschaffungsmaß
nahmen im Prinzip organisieren. Sie können finanziert werden.

(Klingelzeichen des Präsidenten)

Und schließlich viertens - das ist das letzte -, da geht es um die 
Förderung der Beschäftigung von Bürgern, die in ihrem Sozial
verhalten gestört sind, und hierfür sind 150 Mio Mark auch im 
zweiten Halbjahr nunmehr bewilligt worden. Das heißt, auch die 
im Sozialverhalten gestörten Bürger werden auf die Art und 
Weise dahingehend unterstützt, daß die Betriebe finanziell ent
lastet werden. Ich danke Ihnen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich hatte ursprünglich die Absicht, in dieser Frage in der Rei
henfolge von hier bis zum Schluß und dann vom Anfang weiter
zugehen und hatte eigentlich auch die Hoffnung, daß die Beant
wortung dieser Fragen kürzer ist. Freilich denke ich, daß diese 
Antwort jetzt die Zeit wert war.

(Beifall)

Deswegen bin ich aber jetzt gezwungen zu springen, weil der Mi
nister für Bildung und Wissenschaft nicht nur noch einmal mit 
den Studenten reden möchte, sondern auch zu einer Konferenz 
weg muß. Ich denke, beides sollte möglich sein.

Darum springen wir jetzt. Ich rufe auf die Frage 9 vom Abge
ordneten der SPD, Rolf Schwanitz. Ich bitte um ganz kurze Be
antwortung dieser Frage, und würde dann außerhalb der Reihe 
dem Abgeordneten Weiß das Wort geben für eine Frage, die er 
von den Studenten sozusagen mitbekommen hat, die hier noch 
beantwortet werden kann, soweit das hier geht. Und dann wür
den wir in der Fragestunde weiterfahren.

Bitte schön, der Abgeordnete Schwanitz.

Schwanitz (SPD):

Werter Herr Minister! Welche Möglichkeiten sehen Sie zur 
Aberkennung akademischer Grade, insbesondere Hochschulab
schlüssen, die an Bildungseinrichtungen von Parteien und 
Massenorganisationen erworben worden sind? Welche Aktivitä
ten haben Sie diesbezüglich bereits übernommen und gedenken 
Sie künftig zu unternehmen?

Eine entsprechende Regelung würde insbesondere in den 
Kommunen hinsichtlich des qualifikationsgerechten Einsatzes 
des vorhandenen Personals Probleme lösen helfen.

Es sei mir gestattet, in diesem Zusammenhang gleich noch 
einmal explizit auf die juristischen Abschlüsse an der Hoch
schule des MfS in Schönheide zum Diplomjuristen hinzuwei
sen.

(Beifall bei den Koalitionsparteien)

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Auf der Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften ist es 
nicht möglich, die erworbenen Hochschul-, Fachschul- und Be
rufsabschlüsse abzuerkennen. Die Verleihung der Abschlüsse 
und der akademischen Grade erfolgte auf der Grundlage staatli
cher Entscheidungen durch den Minister für Hoch- und Fach
schulwesen, der diesen Einrichtungen das Recht zur Verleihung 
akademischer Grade zuerkannte.

Eine nachträgliche Aberkennung müßte von der generellen 
Annahme ausgehen, alle Prüfungen und Arbeiten hätten nicht 
wissenschaftlichen Kriterien genügt. Eine solche Annahme ist 
nicht beweisbar und auch nicht haltbar.

Es gibt auch keine Vorbilder für ein solches Verfahren, und 
der rechtsstaatliche Charakter eines solchen Verfahrens er
scheint zweifelhaft.

Unabhängig davon war es schon immer üblich, bei Personal
entscheidungen nicht von formalen Kriterien auszugehen, son
dern den tatsächlichen Wert der Grade und Zeugnisse an den 
realen Anforderungen der Praxis zu messen. Dies gilt generell 
und nicht nur für Einrichtungen von Parteien und Massenorga
nisationen.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Der Abgeordnete Weiß hat das Wort für eine 
nicht schriftlich eingereichte Frage aus aktuellem Anlaß.

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Herr Präsident, Herr Minister Meyer. Ich bin Ihnen sehr 
dankbar, daß ich diese Frage, die mir die Studenten, die unten 
vor der Volkskammer demonstrieren, gegeben haben, einrei
chen kann.

Herr Prof. Meyer! Ist es richtig, daß für Studentinnen und Stu
denten der DDR künftig ein Grundstipendium von lediglich 
280 DM vorgesehen ist und daß bei der beabsichtigten Adaption 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes BAFÖG in Abhän
gigkeit von Elterneinkommen zusätzliche Leistungen vorgese
hen sind, die zusammen mit dem Grundstipendium einen Sti
pendienbetrag ergeben, der unterhalb des künftigen Sozialhilfe
satzes liegt?

Und trifft es zu, daß dadurch insbesondere Studentinnen mit 
Kindern bzw. Studentenfamilien zum Abbruch ihres Studiums 
gezwungen sein werden?

Und entspricht es ferner den Tatsachen, daß einige Hohe 
Schulen unseres Landes, so die Friedrich-Schiller-Universität in 
Jena, durch die Währungsunion so in die roten Zahlen kommen, 
daß ihnen die Auszahlung von Stipendien im laufenden Seme
ster nicht mehr möglich sein wird?

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Das waren - wie Sie mir zugeben müssen - mehrere Fragen. 
Ich hoffe, ich habe alle in Erinnerung.
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